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Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht
zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt hÃ¶heres Elterngeld.

Die KlÃ¤gerin beantragte am 16. Dezember 2017 Elterngeld fÃ¼r die am 5.
Dezember 2017 geborene Tochter M. fÃ¼r den 1. bis 12. Lebensmonat. Aus dem
bei Antragstellung vorgelegten Einkommensteuerbescheid fÃ¼r das Jahr 2016
ergaben sich Einnahmen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit in HÃ¶he von 1.068 EUR,
aus nichtselbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit in HÃ¶he von 5.942 EUR. Auf Nachfrage der
Beklagten teilte die KlÃ¤gerin mit, sie habe im Jahr 2016 EinkÃ¼nfte aus
freiberuflicher, selbstÃ¤ndiger NebentÃ¤tigkeit bezogen. Die freiberufliche
TÃ¤tigkeit habe am 20. Juni 2016 geendet, der Zufluss des letzten
Rechnungsbetrags sei im Juli 2016 erfolgt.

Mit Bescheid vom 30. Januar 2018 hat die Beklagte der KlÃ¤gerin Elterngeld fÃ¼r
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den 3. Lebensmonat des Kindes in HÃ¶he von 497,70 EUR und fÃ¼r den 4. bis 12.
Lebensmonat des Kindes in HÃ¶he von 774,25 EUR monatlich bewilligt. Zugrunde
gelegt hat sie dabei als Bemessungszeitraum das Kalenderjahr 2016 und als
Bemessungsgrundlage das Einkommen der KlÃ¤gerin aus selbstÃ¤ndiger und nicht
selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit in diesem Jahr. Den Widerspruch der KlÃ¤gerin, mit
welchem diese begehrte, als Bemessungszeitraum die zwÃ¶lf Monate vor der
Geburt des Kindes der Berechnung zu Grunde zu legen und hÃ¶heres Elterngeld zu
bewilligen, wie die Beklagte zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 5. April 2018).

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht mit Gerichtsbescheid vom 26.
November 2019 abgewiesen und ausgefÃ¼hrt, die HÃ¶he des Elterngeldes richte
sich nach Â§ 2 des Bundeselterngeldgesetzes (BEEG). Danach werde Elterngeld in
HÃ¶he von 67 Prozent des in den zwÃ¶lf Kalendermonaten vor dem Monat der
Geburt des Kindes durchschnittlich erzielten monatlichen Einkommens aus
ErwerbstÃ¤tigkeit bis zu einem HÃ¶chstbetrag von 1.800 Euro monatlich fÃ¼r volle
Monate gezahlt, in denen die berechtigte Person kein Einkommen aus
ErwerbstÃ¤tigkeit erziele. Als Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit sei die Summe der
positiven im Inland zu versteuernden EinkÃ¼nfte aus Land- und Forstwirtschaft,
Gewerbebetrieb, selbstÃ¤ndiger Arbeit und nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit nach Â§ 2
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zu
berÃ¼cksichtigen, die die berechtigte Person durchschnittlich monatlich im
Bemessungszeitraum nach Â§ 2b BEEG habe (Abs. 1). Der Bemessungszeitraum
bestimme sich nach Â§ 2b BEEG. Danach seien fÃ¼r die Ermittlung des
Einkommens aus nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt die zwÃ¶lf
Kalendermonate vor dem Monat der Geburt des Kindes maÃ�geblich (Â§ 2b Abs. 1
BEEG). FÃ¼r die Ermittlung des Einkommens aus selbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit
vor der Geburt seien die jeweiligen steuerlichen GewinnermittlungszeitrÃ¤ume
maÃ�geblich, die dem letzten abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum
vor der Geburt des Kindes zugrunde lÃ¤gen (Â§ 2b Abs. 2 BEEG). Abweichend von
Absatz 1 sei fÃ¼r die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbstÃ¤ndiger
ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt der steuerliche Veranlagungszeitraum
maÃ�geblich, der den GewinnermittlungszeitrÃ¤umen nach Absatz 2 zugrunde
liege, wenn die berechtigte Person in den ZeitrÃ¤umen nach Absatz 1 oder Absatz 2
Einkommen aus selbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit gehabt habe.

Die KlÃ¤gerin sei sowohl im Jahr 2016, als auch im Jahr 2017 durchgÃ¤ngig
Arbeitnehmerin gewesen und habe aus der abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
Erwerbseinkommen erzielt. Da die KlÃ¤gerin indes in diesem Zeitraum auch
selbstÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen sei, nÃ¤mlich bis zum 30. Juni 2016 und aus dieser
TÃ¤tigkeit ein Einkommen erzielt habe, sei nach Â§ 2b Abs. 3 BEEG in Abweichung
von Â§ 2b Abs. 1 BEEG der letzte abgeschlossene steuerliche Veranlagungszeitraum
sowohl fÃ¼r das Einkommen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit als auch fÃ¼r das aus
abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung maÃ�geblich.

Dies ergebe sich schon aus dem Wortlaut der Vorschrift. Der Anwendungsbereich
des Â§ 2b Abs. 3 Satz 1 BEEG sei erÃ¶ffnet, denn dieser stelle darauf ab, ob die
elterngeldberechtigte Person in den ZeitrÃ¤umen nach Â§ 2b Abs. 1 BEEG, also in
den letzten zwÃ¶lf Monaten vor der Geburt, oder nach Abs. 2, also in den jeweiligen
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steuerlichen GewinnermittlungszeitrÃ¤umen, die dem letzten abgeschlossenen
steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes zugrunde lÃ¤gen,
Einkommen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit gehabt habe. Â§ 2b Abs. 2 BEEG finde
Ã¼ber Â§ 2b Abs. 3 BEEG daher auch dann Anwendung, wenn der antragstellende
Elternteil ein Einkommen aus nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit nur im
Zeitraum des Abs.&8201;1 oder im Zeitraum nach Abs. 2 gehabt habe. Bereits der
Gesetzeswortlaut mache deutlich, dass in einem Fall, in dem nur im letzten
abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum, nicht aber in den letzten
zwÃ¶lf Monaten vor der Geburt, Einkommen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit erzielt
worden sei, der Bemessungszeitraum abweichend von Abs. 1 zu bestimmen sei.
Andernfalls seien die Voraussetzungen nicht alternativ durch ein "oder", sondern
kumulativ durch ein "und" aufgefÃ¼hrt worden.

Der Beklagten komme dem Wortlaut nach auch kein diesbezÃ¼gliches Ermessen
zu. Vielmehr seien die Elterngeldstellen nach Â§ 2b Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 BEEG
verpflichtet, bei der Berechnung des Elterngelds als Bemessungszeitraum den
letzten steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes zugrunde zu
legen, wenn der Elterngeldberechtigte vor der Geburt des Kindes wie vorliegend
EinkÃ¼nfte aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit erzielt habe. Eine teleologische Reduktion
der Vorschrift zugunsten der KlÃ¤gerin komme nicht in Betracht, weil sowohl Sinn
und Zweck, als auch die Entstehungsgeschichte der einschlÃ¤gigen Regelungen
gegen eine uneingeschrÃ¤nkte Anwendung sprÃ¤chen. Eine Auslegung allein nach
dem Wortlaut entspreche sowohl dem Sinn und Zweck der Vorschrift, als auch der
Entstehungsgeschichte.

Mit dem Gesetz zur Vereinfachung des Elterngeldvollzugs vom 10. September 2012
habe der Gesetzgeber auf den gegenÃ¼ber dem Vollzug des frÃ¼heren
Bundeserziehungsgelds stark angestiegenen Verwaltungsaufwand reagiert
(BT-Drucks 17/9841 S 1). Dabei habe der Vollzug des Gesetzes vereinfacht werden
sollen, u.a. durch den zwingenden RÃ¼ckgriff bei EinkÃ¼nften aus selbstÃ¤ndiger
TÃ¤tigkeit auf einen steuerlichen Veranlagungszeitraum, der fÃ¼r die jeweiligen
steuerlichen GewinnermittlungszeitrÃ¤ume maÃ�geblich sei. Der Gesetzgeber habe
damit bei MischeinkÃ¼nften eine Deckungsgleichheit der BemessungszeitrÃ¤ume
erreichen und vor allem die Einkommensermittlung und damit den Elterngeldvollzug
durch RÃ¼ckgriff auf Feststellungen der SteuerbehÃ¶rden maÃ�geblich
vereinfachen wollen (vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Vereinfachung des
Elterngeldvollzugs, BT-Drucks 17/1221 S 1; Beschlussempfehlung und Bericht des
13. Ausschusses fÃ¼r Familie, Senioren, Frauen und Jugend, BT-Drucks 17/9841 S
15 f, 21). Die Kollisionsregel des Â§ 2b Abs. 3 S 1 BEEG diene daher der
Verwaltungsvereinfachung und Verfahrensbeschleunigung. Dabei solle sich der
Bemessungszeitraum am Einkommensteuerrecht orientieren.

Es widerspreche dem Sinn und Zweck der Regelung, bei der elterngeldberechtigten
Person, die allein im letzten steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt
Einkommen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit erzielt habe, in Abweichung des
Wortlauts von Â§ 2b Abs. 3 BEEG wieder auf die Regelung des Abs. 1 und den
Bemessungszeitraum der zwÃ¶lf Monaten vor der Geburt abstellen, nur weil in
diesem Zeitraum kein Einkommen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit erzielt worden sei.
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Dem Einkommenssteuerbescheid sei schon nicht zu entnehmen, bis wann genau
die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt worden sei und dementsprechend auch
nicht, ob die Aufgabe der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit noch vor dem
Bemessungszeitraum nach Abs. 1 erfolgt sei. Eine solche Auslegung des Â§ 2b Abs.
3 BEEG fÃ¼hre in derartigen Konstellationen dazu, dass die Elterngeldstelle eben
nicht allein auf den Einkommenssteuerbescheid abstellen kÃ¶nne, sondern
stattdessen Ermittlungen zum Zeitpunkt der Aufgabe der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
anstellen mÃ¼sste. Um auch in diesen FÃ¤llen der gesetzgeberischen Zielsetzung
des Â§ 2b Abs. 3 BEEG mÃ¶glichst nahezukommen, finde die Vorschrift daher auch
dann Anwendung, wenn in dem Bemessungszeitraum nach Abs. 1 keine
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt worden sei.

Eine solche Auslegung verstoÃ�e nicht gegen Art 3 Abs. 1 GG. Â§ 2b Abs. 3 BEEG
treffe eine typisierende Regelung, weil die Vorschrift bei der Festlegung des
Bemessungszeitraums fÃ¼r das Elterngeld auf den letzten abgeschlossenen
steuerlichen Veranlagungszeitraum abstelle, unabhÃ¤ngig davon, ob in diesem
Zeitraum eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt worden sei oder in den letzten
zwÃ¶lf Monaten vor der Geburt. Soweit es sich hierbei um die Gleichbehandlung
wesentlich ungleicher Sachverhalte handele, sei diese gerechtfertigt. Der
Gesetzgeber sei berechtigt, im Sozialrecht bei der Ordnung von
Massenerscheinungen generalisierende, typisierende und pauschalierende
Regelungen zu verwenden, ohne allein wegen der damit verbundenen HÃ¤rten
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz zu verstoÃ�en

Die mit der gesetzlichen Regelung fÃ¼r die KlÃ¤gerin verbundene HÃ¤rte wiege
fÃ¼r sie auch nicht besonders schwer. Sie werde nicht vom Elterngeldbezug
ausgeschlossen, sondern beziehe ihr Elterngeld lediglich auf Grundlage ihres
Einkommens in einem anderen Bemessungszeitraum, auch wenn das Elterngeld in
diesem Fall geringer ausfalle als erwartet. Die angestrebte Optimierung des
Elterngeldanspruchs sei ein nachvollziehbares Ziel der berechtigten Person. Es sei
aber nicht hÃ¶her zu gewichten als die praktischen Erfordernisse der Verwaltung
beim Elterngeldvollzug.

Auch ein VerstoÃ� gegen Art. 6 GG sei nicht erkennbar. Der Pflicht, die Familie
durch geeignete MaÃ�nahmen zu fÃ¶rdern, habe der Gesetzgeber mit dem BEEG
Rechnung getragen. Aus Art. 6 Abs. 1 GG flÃ¶ssen keine konkreten AnsprÃ¼che auf
staatliche Leistungen. Das BEEG Ã¼be generell keinen durch Art 6 Abs. 1 GG
verbotenen Zwang auf Eltern aus, sondern setze lediglich Anreize, die
familienpolitischen Zielen, aber auch fiskalischen Interessen des Staates dienten.
Die Beklagte habe daher den Bemessungszeitraum vom 1. Januar 2016 bis 31.
Dezember 2016 richtig festgelegt und auch im Ã�brigen die HÃ¶he des Elterngelds
korrekt berechnet.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat gegen den am 2. Dezember 2019
zugestellten Gerichtsbescheid am 27. Dezember 2019 Berufung eingelegt, mit
welcher er vortrÃ¤gt, es kÃ¶nne nicht Ziel der Vorschrift bzw. des gesamten
Apparates des BEEG sein, bestimmte Kreise derart zu benachteiligen. Auch eine
beabsichtigte Verwaltungsvereinfachung kÃ¶nne nicht dazu fÃ¼hren, dass jede
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Ungleichbehandlung hinzunehmen sei. Im Falle der KlÃ¤gerin sei es ein Leichtes
gewesen, ihren Vortrag im Wege der Amtsermittlung zu verifizieren. Es seien dem
Gesetzgeber auch weniger eingriffsintensive Handlungsoptionen mÃ¶glich
gewesen, so zum Beispiel die MÃ¶glichkeit, durch eigenen Vortrag zu belegen, dass
eine Verschiebung des Bemessungszeitraumes nicht erforderlich sei. Vom
Gesetzgeber sei durchaus ein weniger intensiver Eingriff in die Grundrechte der
durch die Regelung Belasteten zu erwarten gewesen.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
aufzuheben und die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 30. Januar
2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. April 2018 zu verpflichten,
der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Betreuung des Kindes M. 1. bezogen auf den dritten
Lebensmonat des Kindes Ã¼ber den bereits zuerkannten Betrag von EUR 497,70
hinaus weitere EUR 247,91 Elterngeld sowie 2. bezogen auf den vierten bis
zwÃ¶lften Lebensmonat des Kindes Ã¼ber den bereits zuerkannten Betrag von EUR
774,25 hinaus jeweils weitere EUR 385,66 Elterngeld zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend und verweist auf die
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG).

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch die Berichterstatterin als
Einzelrichterin ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die
vorbereitenden SchriftsÃ¤tze der Beteiligten sowie den weiteren Inhalt der
Prozessakte und der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte (Â§Â§ 143, 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG)) und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssige, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte (Â§ 151 SGG) Berufung,
Ã¼ber die die Berichterstatterin im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten als
Einzelrichterin im schriftlichen Verfahren entscheiden kann, ist unbegrÃ¼ndet. Das
Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Die streitigen Bescheide sind nicht
zu beanstanden. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf hÃ¶heres Elterngeld.

Das Gericht nimmt gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG Bezug auf die zutreffenden
EntscheidungsgrÃ¼nde des angefochtenen erstinstanzlichen Urteils.

Mit der Berufung sind keine neuen Argumente vorgetragen. Insbesondere aus den
Entscheidungen des Bundessozialgerichts vom 27. Oktober 2016 (B 10 EG 5/15 R)
und vom 21. Juni 2016 (B 10 EG 8/15 R) ergibt sich eindeutig, dass es sich bei der
beanstandeten Regelung zur Verschiebung des Bemessungszeitraumes um eine
zwingende Regelung handelt, die nicht zur Disposition der Beteiligten steht. Das
Bundessozialgericht hat sich in diesen Entscheidungen auch ausfÃ¼hrlich mit der
Frage der Vereinbarkeit mit den Grundrechten und hier insbesondere mit dem
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Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz auseinandergesetzt und diese bejaht.

Das Gericht schlieÃ�t sich â�� wie auch bereits in der Vergangenheit der 1. Senat
des Landessozialgerichts â�� (Urteil vom 31. August 2017 â�� L 1 EG 8/17, Juris und
vom 11. September 2017 â�� L 1 EG 7/17, Juris) nach eigener PrÃ¼fung diesen
AusfÃ¼hrungen an. Die Berufung konnte daher keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der
Revision sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 26.01.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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